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1 Anlass und Zweck der Planaufstellung

Das Planverfahren dient dem Ausschluss von Wettblros sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben in
dem Kerngebiet innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Blankenese 34 vom 21. Februar
2006 (HmbGVBI. S. 88), um die mit der Ansiedlung dieser Betriebe verbundenen negativen staddtebaulichen
Auswirkungen zu verhindern.

Vor allem der Markt fir Wettburos ist aufgrund von Veranderungen der gewerberechtlichen Grundlagen
derzeit hochdynamisch sowie durch Standortverlagerungen und eine Expansionsdynamik gekennzeichnet.
Insbesondere sind aufgrund der starker reglementierten rdumlichen Vorgaben fir die Zulassigkeit von
Spielhallen (Abstandsregelung), die zu einer Reduktion der Anzahl dieser Einrichtungen fiihrt, Ausweich-
bewegungen von Betreibern in das verwandte Marktsegment der Wettblros zu erkennen. Es liegen in
Altona Antrage fiir die Genehmigung entsprechender Einrichtungen vor.

Die Regelung von Standorten zur Ansiedelung von Wettbiros und Spielhallen hat sich daher zunehmend
zu einem wichtigen Thema der Stadtplanung entwickelt, da sie — abgesehen von gesundheitspolitischen
bzw. gesamtgesellschaftlichen Aspekten hinsichtlich der Suchtpravention — fur das Stadtbild und die Funk-
tionsmischung problematisch werden kdnnen. Mit ihrer Prasenz gehen in der Regel in direkter Umgebung
der einzelnen Einrichtungen stadtebaulich unerwiinschte Begleiterscheinungen einher.

Der Bezirk als Trager der kommunalen Planungshoheit hat jedoch die Mdéglichkeit, die Ansiedlung von
Wettbiros und Spielhallen durch Festsetzungen in den Bebauungsplanen zu steuern. Es ware dabei un-
zulassig, Regelungen zum Ausschluss entsprechender Einrichtungen willkirlich oder fir das gesamte Be-
zirksgebiet zu treffen. Sie gehdren zu dem in einer GroRstadt Gblichen Nutzungsspektrum. Zudem ist das
Betreiben eines Gewerbes auf Grundlage von Art. 12 Grundgesetz (GG) (Berufsfreiheit) und Art. 14 GG
(Eigentumsgarantie) verfassungsrechtlich abgesichert. Wenn jegliche Ansiedlung von Wettblros oder
Spielhallen versagt wirde, waren derartige stadtebauliche Ziele daher nicht mit den Grundlagen der Ver-
fassung in Einklang zu bringen. Es wiirde zudem dem Grundsatz der Wahrung der stadtebaulichen Ent-
wicklung und Ordnung widersprechen, eine reine Negativplanung durchzufthren.

Erklartes Ziel des Bezirks Altona ist es daher, transparent und fachlich fundiert die Rahmenbedingungen
fur die Ansiedlung von Wettbiiros und Spielhallen zu setzen. Fiir die raumliche Steuerung der Einrichtungen
wurde im Bezirk Altona das ,Vergniigungsstattenkonzept fur Spielhallen und Wettblros, Bezirk Hamburg-
Altona“ erarbeitet, das auf der Grundlage stadtebaulicher Analysen Bereiche definiert (z.B. Uberwiegend
durch Wohnen gepragte Gebiete und zentrale Lagen im Versorgungsbereich), die aus stadtplanerischer
Sicht gegenuber diesen Nutzungen empfindlich sind (Ausschlussgebiete).

Das Kerngebiet des Bebauungsplans Blankenese 34 liegt innerhalb eines dieser Ausschlussgebiete. Hier
sind jedoch aufgrund der planungsrechtlichen Regelungen des Bebauungsplans im Wesentlichen nur
Spielhallen und Vorfliihr- und Geschaftsraume, deren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit
sexuellem Charakter ausgerichtet ist, ausgeschlossen. Wettbiros und weitere Vergnligungsstatten sind
hingegen allgemein zulassig. Gleiches gilt fiir Bordelle und bordellartige Betriebe, die gemal Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) 1990 als ,sonstige nicht wesentlich stérende Gewerbebetriebe“ eingestuft werden,
und deshalb in dem im Geltungsbereich gelegenen Kerngebiet allgemein zulassig sind.

Angesichts der oben beschriebenen Prozesse auf gesamtstadtischer Ebene ist daher auch in dem Kern-
gebiet im Geltungsbereich eine Entwicklung zu befiirchten, die dem stadtebaulichen Ziel zuwiderlauft, die
Versorgungsfunktion des Bereichs zu schiitzen und seine Attraktivitat zu steigern. Mit der Anderung des
Bebauungsplans soll daher die planungsrechtliche Voraussetzung geschaffen werden auch Wettbiros so-
wie Bordelle und bordellartige Betriebe auszuschlieRen. Unmittelbarer Anlass der Planung ist dabei wie
beschrieben die aufgrund der veranderten gesetzlichen Grundlagen sowie der Lage und Strukturierung des
Kerngebiets im Bebauungsplan Blankenese 34 zu beflirchtende Ansiedlung von Wettbilros. Das Planver-
fahren dient jedoch gleichermalften dem Ausschluss von Bordellen und bordellartigen Betrieben, weil die
von diesen Betrieben ausgehenden stadtebaulichen Auswirkungen mit denen von Wettbliros vergleichbar
sind (s. Ziffer 5).

Das Planverfahren hat damit zum Ziel, den vorhandenen zentralen Versorgungsbereich zu starken sowie
einem wirtschaftlichen Verdrangungsprozess, dem die vorhandenen Einzelhandels- und Dienstleistungs-
betriebe durch den Zuzug von Wettbiros sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben ausgesetzt waren,
entgegenzuwirken. Neben dem Schutz des zentralen Strallenzugs des Versorgungsbereiches ist hier



ebenfalls der Schutz der im Gebiet selbst wie auch der in unmittelbarer Umgebung befindlichen Wohnnut-
zung notig. Um dies zu erreichen, sollen die Einrichtungen im Geltungsbereich ausgeschlossen werden.

2 Grundlage und Verfahrensablauf
Der Bebauungsplan Blankenese 34 wurde am 21. Februar 2006 (HmbGVBI. S. 88) festgestellt.

Grundlage fir die Anderung des Bebauungsplans ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 3.
November 2017 (BGBI. | S. 3635), zuletzt gedndert am 20. Dezember 2023 (BGBI. | Nr. 394, S. 1, 28).

Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB geandert, da durch die vorgesehe-
nen Anderungen die Grundziige der Planung nicht berihrt werden. Die allgemeine Zweckbestimmung von
Kerngebieten ist es gemal § 7 Absatz 1 BauNVO 1990 ,vorwiegend der Unterbringung von Handelsbe-
trieben sowie der zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur® zu dienen. Diese
Zweckbestimmung bleibt auch dann erhalten, wenn ein Teil der allgemein zuldssigen Vergnigungsstatten
sowie Bordelle und bordellartige Betriebe ausgeschlossen werden. Eine Umweltpriifung ist somit entbehr-
lich. Die Anderung erfolgt in Form einer Textplandnderung.

Das Planverfahren zur Anderung des Bebauungsplans Blankenese 34 wurde durch den Aufstellungsbe-
schluss A04/18 vom 23. November 2018 (Amtl. Anz. Nr. 100, S. 2663) eingeleitet. Auf die friihzeitige 6f-
fentliche Unterrichtung und Erorterung nach § 3 Absatz 1 BauGB wurde mit Beschluss des Planungsaus-
schusses vom 19. Dezember 2018 verzichtet, da die Grundziige der Planung nicht berihrt sind. Die Betei-
ligung der Offentlichkeit am Bebauungsplan hat nach der Bekanntmachung vom XY (Amtl. Anz. Nr. XY, S.
XY) stattgefunden.

3 Planerische Rahmenbedinqungen

3.1 Raumordnung und Landesplanung

3.1.1  Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan fiir die Freie und Hansestadt Hamburg in der Fassung der Neubekanntmachung
vom 22. Oktober 1997 (HambGVBI. S. 485) stellt fir das von der Plananderung betroffene Kerngebiet
innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Blankenese 34 ,Gemischte Bauflachen, deren Cha-
rakter als Dienstleistungszentren fiir die Wohnbevolkerung und fir die Wirtschaft durch besondere Fest-
setzungen gesichert werden soll* dar.

3.1.2 Landschaftsprogramm

Das Landschaftsprogramm fir die Freie und Hansestadt Hamburg vom 14. Juli 1997 (HmbGVBI. S. 363)
stellt das von der Plananderung betroffene Kerngebiet innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans Blankenese 34 als Milieu ,Verdichteter Stadtraum* dar. Als milieulibergreifende Funktion wird ,Schutz
des Landschaftsbildes” dargestellt.

In der Karte Arten- und Biotopschutz werden die Biotopentwicklungsraume ,Geschlossene und sonstige
Bebauung (11)" und ,,Offene Wohnbebauung mit parkartigen Strukturen (11)“ dargestellt.

3.2 Rechtlich beachtliche Rahmenbedinqungen

3.21 Bestehender Bebauungsplan

Es gilt der Bebauungsplan Blankenese 34 vom 21. Februar 2006. Er setzt neben Strallenverkehrsflachen
ausschlieBBlich ein Kerngebiet fest. Das Mal der baulichen Nutzung wird durch Festsetzungen zur Ge-
schossigkeit und eine Grundflachenzahl von 1,0 begrenzt.

Durch die textliche Festsetzung § 2 Nummer 1 sind ,Spielhallen und dhnliche Unternehmen im Sinne von
§ 33 i der Gewerbeordnung, die der Aufstellung von Spielgeraten mit oder ohne Gewinnmdglichkeit dienen,
sowie Vorfihr- und Geschaftsraume, deren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem
Charakter ausgerichtet ist, sowie gewerbliche Freizeiteinrichtungen (wie Squash- und Tennishallen, Bow-
lingbahnen) (...)" unzuldssig. Die Festsetzung wurde getroffen, um eine Verkaufsflachenverdrangung zu
verhindern und einen Verlust der Anziehungskraft des Kerngebiets am Blankeneser Bahnhof zu vermeiden.
Da die Festsetzung § 2 Nummer 1 des Bebauungsplans Wettbiros nicht erfasst, sind diese geman der
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geltenden Baunutzungsverordnung vom 23. Januar 1990 allgemein zuldssig. Dies entspricht jedoch aus-
weislich der Begriindung nicht der urspriinglichen planerischen Intention. Bordelle und bordellartige Be-
triebe sind als ,sonstige nicht wesentlich stérende Gewerbebetriebe“ ebenfalls allgemein zulassig.

Von der vorgesehenen Plandnderung ist nur die Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung betroffen.

3.2.2 Denkmalschutz

Im Geltungsbereich befinden sich keine auf der Grundlage des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 5.
April 2013 (HmbGVBI. S. 142), zuletzt geandert am 19. November 2024 (HmbGVBI. S. 594, 600) geschiitz-
ten Gebaude. Allerdings liegt dem Plangebiet an der Blankeneser Landstral3e 5 ein geschitztes Wohnhaus
aus der Zeit um 1900 gegentiber, fir das der Umgebungsschutz gemafl § 8 DSchG gilt. Des Weiteren
grenzt mit dem GoRlers Park unmittelbar westlich ein geschitztes Gartendenkmal an das Plangebiet an.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Blankenese 34 befinden sich keine eingetragenen Bodendenk-
maler. AulRerhalb von eingetragenen Bodendenkmalern ist insbesondere § 17 Absatz 1 und 2 DSchG zu
bertcksichtigen.

3.2.3 Baumschutz

Fir die im Geltungsbereich vorhandenen Baume und Hecken gilt die Hamburgische Baumschutzverord-
nung vom 28. Februar 2023 (HmbGVBI. S 81, 126).

3.3 Planerisch beachtliche Rahmenbedingungen

3.3.1 Ubergeordnete Programm- und Entwicklungspline

Das Kerngebiet im Geltungsbereich des Bebauungsplans Blankenese 34 ist Teil des im Zentrenkonzept
der Stadt Hamburg dargestellten Stadtteilzentrums Blankenese (C-Zentrum).

3.3.2 Vergniigungsstittenkonzept

Im Vergnigungsstattenkonzept fir Spielhallen und Wettbiros, Bezirk Hamburg-Altona, das durch den zu-
standigen Planungsausschuss am 15. November 2017 beschlossen wurde, sowie in der Uberarbeiteten
Fassung (redaktionelle Anderungen) vom 5. Juli 2018 wird das Kerngebiet im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Blankenese 34 als Ausschlussgebiet fir die Ansiedlung von Spielhallen und Wettbiros darge-
stellt.

3.4 Angaben zum Bestand

3.41 Lage

Das Plangebiet befindet sich in einer Entfernung von etwa 12,5 km zur Hamburger Innenstadt und liegt
unmittelbar angrenzend an den S-Bahnhof Blankenese. Das Plangebiet ist etwa 0,3 ha grof3, das im Gel-
tungsbereich gelegene Kerngebiet umfasst eine Flache von etwa 0,2 ha.

Das Plangebiet liegt laut des Vergniigungsstattenkonzepts im Zentrum eines Bereichs, der fiir die Ansied-
lung von Spielhallen und Wettbiros potenziell attraktiv ist.

3.4.2 Gegenwartige Nutzung / Bestand

Das Plangebiet liegt innerhalb des Zentrums Blankeneses in unmittelbarer Nahe zum Bahnhof Blankenese
und dient als zentraler Versorgungsbereich fiir Blankenese.

Das im Plangebiet gelegene planungsrechtlich festgesetzte Kerngebiet liegt im Kreuzungsbereich Blan-
keneser Landstralle / Silldorfer Kirchweg im unmittelbaren Umfeld des S-Bahnhofs Blankenese. Es ist
durch eine in der Strallenansicht Giberwiegend viergeschossige Bebauung aus den 2000er Jahren gepragt.
In den zu den Stral’en ausgerichteten Erdgeschossflachen befinden sich Einzelhandels- und Dienstleis-
tungsangebote, die den optischen Schlusspunkt bzw. Auftakt der Achse Blankeneser Bahnhofsstralle bil-
den, obwohl sie nicht in der Hauptlaufrichtung von Passanten liegen. Im Zusammenspiel mit den anderen
Neubauten am Bahnhof Gbernehmen die Nutzungen jedoch eine wichtige Funktion innerhalb des zentralen
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Versorgungsbereichs Blankeneses. In den oberen Geschossen des Gebdudekomplexes und in den rick-
wartigen Bereichen sind Gberwiegend Wohnungen sowie Praxen und Biiros vorhanden, sodass das Kern-
gebiet insgesamt einen hohen Wohnanteil aufweist. In dem Gebaudekomplex befindet sich zudem ein
Standort der Hamburger Blcherhallen.

Die unmittelbare Umgebung des Plangebiets ist im Stiden und Westen durch eine der zentralen Lage ent-
sprechenden Mischung aus Wohnen in den oberen Geschossen und Einzelhandel, Gastronomie und
Dienstleistung in den Erdgeschossen gepragt, wobei sich hier im Gegensatz zu dem Uberwiegend aus
(lokalen) Einzelhandelsketten bzw. Dienstleistern bestehenden Besatz innerhalb des Plangebiets vermehrt
auch inhabergefiihrte Geschéfte finden. Im Ubrigen sind im Umfeld in erster Linie Wohnnutzungen in frei-
stehenden Villen aus der Griinderzeit vorhanden. Westlich des Plangebiets liegt der Golilers Park.

In dem Kerngebiet sind keine Spielhallen, Wettbiiros oder Vorfiihr- und Geschéaftsrdume, deren Zweck auf
Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, ansdssig. Bordelle und bor-
dellartige Betriebe sind im Plangebiet nicht bekannt.

4  Umweltpriifung

Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB geandert. Durch die Anderung sind
die Grundzige der Planung nicht berlhrt, da lediglich das Spektrum bereits heute zuldssiger Nutzungen
um einzelne Nutzungen reduziert wird. Diese Nutzungen zahlen nicht zu den maligeblich den Gebiets-
charakter bestimmenden Nutzungen. Die Voraussetzungen fur die Anwendung des § 13 BauGB sind des
Weiteren gegeben, weil

= die Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung
nach Anlage 1 zum Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach Landesrecht unterliegen,
nicht vorbereitet oder begriindet wird,

= keine Anhaltspunkte flr eine Beeintrachtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b genannten
Schutzgliter bestehen und

= keine Anhaltspunkte daflr bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung
der Auswirkungen von schweren Unfallen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu
beachten sind.

Nutzungen, die mit der geplanten Festsetzung nicht vereinbar wéaren, sind nicht bekannt. Gemal § 13
Absatz 3 BauGB wird von der Umweltprifung und vom Umweltbericht abgesehen.

5 Planinhalt und Abwdgung

5.1 Art der baulichen Nutzung

Fir das im Geltungsbereich gelegene Kerngebiet gilt die BauNVO 1990. Hier sind Vergnigungsstatten
allgemein zulassig. Auch Bordelle und bordellartige Betriebe sind als ,sonstige nicht wesentlich stérende
Gewerbebetriebe” allgemein zulassig.

Bei dem Kerngebiet handelt es sich wie dargelegt (s. Ziffer 3.3.1) um einen Teil des Stadtteilzentrums. Die
Zulassigkeit von bestimmten Vergnigungsstatten sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben ist hier
problematisch, weil ihre negativen stadtebaulichen Auswirkungen in besonderer Weise zum Tragen kom-
men.

Dementsprechend wurden im Bebauungsplan bereits 2006 durch die textliche Festsetzung § 2 Nummer 1
~Spielhallen und ahnliche Unternehmen im Sinne von § 33 i der Gewerbeordnung, die der Aufstellung von
Spielgeraten mit oder ohne Gewinnmadglichkeit dienen, sowie Vorfiihr- und Geschéaftsrdume, deren Zweck
auf Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist fir unzulassig erklart.
Wettblros sowie Bordelle und bordellartige Betriebe sind durch diese Festsetzung jedoch nicht erfasst und
waren daher bislang allgemein zulassig.

Durch Wettburos kann es aber zu einer Beeintrachtigung des Stadtbildes kommen, insbesondere wenn sie
sich im Erdgeschoss ansiedeln und mit aggressiver Werbung — etwa durch Leuchtreklame und unter Ver-
zicht auf eine ansprechende Schaufenstergestaltung — Kunden anzuwerben versuchen. Wettbiros werden
oft offensiv beworben und die milieulibliche Gestaltung der Gebaude beeintrachtigt die Seriositat des Auf-
trittes der ansassigen Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe. Zugleich sind die Schaufenster von
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Vergnigungsstatten, ebenso wie von Bordellen und bordellartigen Betrieben, aufgrund gesetzlicher Vor-
gaben in der Regel verklebt oder verhdngt und somit uneinsehbar, was sich in die stddtebauliche Struktur
der Blankeneser Bahnhofstrale bzw. die optisch prasente Lage am Bahnhof und der Blankeneser Land-
stralle stadtgestalterisch nicht einfligt. Da Wettbiros sowie Bordelle und bordellartige Betriebe keine Ori-
entierung zum o6ffentlichen Raum aufweisen, kdnnen sie die transparente und harmonische Fassadenge-
staltung des Stralkenzuges und des Bahnhofsumfelds unterbrechen und als Zasuren wirken. Sie stellen
Fremdkdrper dar und bilden tote Zonen in der Reihung der fiir das Versorgungszentrum typischen Schau-
fenster. Dies gilt insbesondere, weil sich Wettbiros im Allgemeinen ausschlie3lich in der Erdgeschosszone
befinden. Durch die geschlossenen Fassaden konnen zudem die moralischen Vorbehalte gegeniber die-
ser Nutzung verstarkt werden, was wiederum zu einer Verschlechterung des Images des Standorts fiihren
kann.

Es ist zudem zu berucksichtigen, dass Wettblros sowie Bordelle und bordellartige Betriebe haufig einen
vergleichsweise hohen Flachenumsatz und hohe Gewinnmargen erzielen, sodass sie im Vergleich zu an-
derem Gewerbe hdhere Mieten zahlen kénnen, die deutlich tGiber dem ortstypischen Niveau liegen. Dies
kann zu einer Verdrangung bzw. zu einem Ruckgang der in dem Kerngebiet vorhandenen Einzelhandels-
und Dienstleistungsbetriebe fiihren, d.h. der im Gebiet vorrangig gewlinschten Nutzungen. Insbesondere
kleinen, inhabergefiihrten Ladengeschaften, die zur Attraktivitat und zum besonderen Charakter des Ver-
sorgungszentrums Blankenese beitragen, wird eine Ansiedlung erschwert. Dies entspricht nicht der ur-
sprunglichen planerischen Intention.

Es ist ein Rickgang der Angebots- und Nutzungsvielfalt zu beflirchten. Durch die Ansiedlung von Wettbi-
ros sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben wirde die Gefahr eines sogenannten ,Trading-Down*-
Effekts entstehen, da sie das geschéftliche Niveau ihrer unmittelbaren Umgebung absenken. Diesen Ein-
richtungen haftet grundsatzlich ein negatives Image an, sodass sich auch nachbarschaftliche Konflikte mit
anderen seridsen Einzelhandelsgeschaften und Dienstleistungsbetrieben, gerade mit solchen, die auf-
grund eines Kunden- und Besucherverkehrs auf ein eher reprasentatives Umfeld angewiesen sind (z.B.
auch Arzt- oder Rechtsanwaltspraxen), ergeben kdénnen. Eine hochwertige Vermietung oder ein Verkauf
kénnte aufgrund benachbarter Wettbiiros sowie Bordelle oder bordellartiger Betriebe erschwert werden.
Gerade dienstleistungsorientierte Unternehmen werden sich in einem solchen Umfeld nur noch schwer
ansiedeln lassen. Dies wiederum kann Leerstadnde zur Folge haben, die Neuansiedlungen weiterer Wett-
biros sowie Bordelle und bordellartiger Betriebe nach sich ziehen. Eine gehaufte Ansiedlung insbesondere
von Wettblros ist angesichts der aktuell auf gesamtstadtischer Ebene zu beobachtenden Tendenzen zu
befirchten (siehe Ziffer 1). Das in Hinblick auf seine Nutzungsstruktur grundséatzlich stabile und fur die
Kunden attraktive Umfeld, in dem gleichwertige Nutzungen von gegenseitigen Synergieeffekten profitieren,
koénnte somit empfindlich gestort werden. Auch dies entspricht nicht der urspriinglichen planerischen Inten-
tion. Das Bahnhofsumfeld soll als zentraler und damit gut erreichbarer Bereich einem diversifizierten An-
gebot von Einzelhandels- und Dienstleistungsbetrieben vorbehalten bleiben. Nur so kann der vorhandene
Gebietscharakter eines lebendigen Zentrums mit ausgepragter Funktionsmischung erhalten werden. Dies
ist vor dem Hintergrund des stadtebaulichen Leitbilds einer ,Stadt der kurzen Wege®, in Hinblick auf die
Bestrebung eines familienfreundlichen Stadtebaus und insbesondere vor dem Hintergrund einer alternden
und weniger mobilen Gesellschaft von Bedeutung.

Problematisch ist des Weiteren, dass bei Wettblros sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben auch mit
einer nachtlichen Nutzung zu rechnen ist. So werden Verkehrsproblematiken (Parkdruck, Parkplatzsuch-
verkehr, Verkehrslarm) auf den besonders sensiblen Nachtzeitraum ausgedehnt. Larmbelastigungen ent-
stehen auRerdem durch Autotlirenschlagen, Musikabspielen, lautes Rufen und auch dadurch, dass sich
die Besucher der Einrichtungen auch in den Nachtstunden im &ffentlichen Raum zum Beispiel Gber Wett-
einsatze und Ergebnisse von Sportereignissen unterhalten. Hierbei ist zu berlcksichtigen, dass der von
Wettburos bzw. ihren Nutzern ausgehende Schall erfahrungsgemaf einen héheren Informationsgehalt
(z.B. Gesprache) besitzt als gewerblicher Schall und daher als besonders stérend empfunden wird. Im
Gegensatz zu gewerblichem Schall, der in den Hintergrund der Wahrnehmung riicken kann, wird bei Un-
terhaltungen eher auf den Inhalt des Gesprochenen geachtet und der Schall damit bewusster wahrgenom-
men und als stérender empfunden. Es resultieren aus den Nutzungen daher Belastungen fur die im Plan-
gebiet und seinem naheren Umfeld vorhandenen Wohnnutzungen. Durch den Ausschluss von Wettbiros
sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben sollen somit auch die in dem Kerngebiet und seinem unmit-
telbaren Umfeld vorhandenen Wohnnutzungen vor den negativen Auswirkungen dieser Einrichtungen ge-
schutzt werden.



Die benannten negativen Auswirkungen von Wettblros sowie Bordellen und bordellenartigen Betrieben
kommen wegen der verstarkten Sichtbarkeit im Bahnhofsumfeld in besonderer Weise zum Tragen. Ein
~Abfarben“ des negativen Images auf die B-Lagen und Nebenstrallen des zentralen Versorgungsbereiches
kann nicht ausgeschlossen werden, da fir viele Nutzer der zentrale Stralenzug mit dem Rest des Zent-
rums identisch ist. Eine solche Pragung, aus der Abwertungsprozesse resultieren kdnnen, ist zu vermeiden.

Um die beschriebenen stadtebaulichen Fehlentwicklungen zu verhindern und die zu erwartenden stadte-
baulichen Spannungen zu vermeiden, sollen diese Einrichtungen im Plananderungsbereich zukiinftig nicht
mehr zuldssig sein. Mit einer entsprechenden Festsetzung durch die ,Verordnung zur Anderung des Be-
bauungsplans Blankenese 34“ sollen die zuvor genannten Einrichtungen, fir das in § 2 der ,Verordnung
Uber den Bebauungsplan Blankenese 34“ festgesetzte Kerngebiet, ausgeschlossen werden. Dafir wird §
2 Nummer 1 der Verordnung um folgenden Satz erganzt:

~Weiterhin sind im Kerngebiet Wettbiiros sowie Bordelle und bordellartige Betriebe unzuldssig.“’ (vgl. § 2
Nummer 1)

Alle anderen Festsetzungen des Bebauungsplans werden durch die Textplandnderung nicht berthrt und
sollen unverandert bestehen bleiben (s. Ziffer 5.2). Es sind somit im Kerngebiet zuklnftig weiterhin

= Geschafts-, Blro- und Verwaltungsgebaude,

= Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes und
Vergniigungsstatten (abgesehen von Spielhallen, Wettblros sowie Vorfiihr- und Geschéaftsrdume, de-
ren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist),

= sonstige nicht wesentlich storende Gewerbebetriebe (abgesehen von Bordellen und bordellartigen Be-
trieben und sonstigen gewerblichen Freizeiteinrichtungen wie Squash- und Tennishallen, Bowlingbah-
nen),

= Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,

= Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter,

= sonstige Wohnungen nach MalRgabe von Festsetzungen des Bebauungsplans (gemaR § 2 Nummer 4
im Bereich der mit ,(A)* bezeichneten Flache mindestens 750 m? Geschossflache) zulassig.

Ausnahmsweise konnen auch andere Wohnungen zukiinftig weiterhin zugelassen werden.

Durch die Festsetzung wird die urspringliche Zielsetzung des Bebauungsplans Blankenese 34, im Kern-
gebiet am Bahnhof Spielhallen und ahnliche Unternehmen auszuschliefen, um stadtebaulichen Fehlent-
wicklungen und zentrumsgefahrdenden Einflissen unter anderem durch Attraktivitats- und Imageverlust
der hochwertigen Geschéftsgegend und eine Umorientierung der Kaufer in andere Zentren entgegenzu-
wirken, gestarkt. Der Charakter des Kerngebiets wird durch die Plandnderung nicht in Frage gestellt.

Die Festsetzung ist planerisch zuriickhaltend und angemessen, weil zum Schutz der planerisch gewiinsch-
ten bzw. im Plangebiet vorhandenen Nutzungen vor Beeintrachtigungen lediglich jene Nutzungen ausge-
schlossen werden, von denen negative Auswirkungen tatsachlich zu beflirchten sind. Es wird nur ein sehr
kleiner Teil der bislang allgemein zulassigen Nutzungen ausgeschlossen. Insbesondere sind Vergnligungs-
statten, die sich in den Charakter des zentralen Versorgungsbereichs einfligen oder diesen sogar positiv
beeinflussen, weiterhin allgemein zulassig.

Durch die Plananderung erfolgt kein Eingriff in bestehende Nutzungsrechte, da im Plangebiet keine Wett-
biros oder Bordelle und bordellartige Betriebe ansassig sind. Ein Eingriff ware angesichts der auf der
Grundlage des Gutachtens verabschiedeten bezirklichen Steuerungsstrategie jedoch gerechtfertigt und
zudem angemessen, weil der Bestand bestehender Einrichtungen nicht in Frage gestellt wiirde (Bestands-
schutz).

Der Ausschluss von Wettbiiros sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben bezieht sich nur auf einen
sehr kleinen Teil des Bezirksgebiets. Fur diesen wurde ein entsprechender Ausschlussbedarf — zumindest
fur Spielhallen und Wettbiros — durch das Vergniigungsstattenkonzept gutachterlich belegt. In anderen
Bereichen des Bezirks, die aus stadtplanerischer Sicht diesbeziiglich weniger sensibel sind, kénnen sich

" Rechtsgrundlage: § 1 Abs. 9i.V.m. Abs. 5 BauNVO



Wettburos sowie Bordelle und bordellartige Betriebe weiterhin ansiedeln. Es kommt somit nicht zu einer
unverhaltnismaRigen Einschrankung dieser Einrichtungen.

Der Ausschluss von Wettblros sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben ist somit geeignet, das ange-
strebte Planungsziel einer Freihaltung bestimmter Ausschlussgebiete zum Schutz der dort vorhandenen
Nutzungen zu verwirklichen.

5.2 Weitere Festsetzungen

Wie oben bereits beschrieben (vgl. Ziffer 3.2.1) trifft der Bebauungsplan Blankenese 34 neben Festsetzun-
gen zur Art der baulichen Nutzung auch Regelungen zum Maf} der baulichen Nutzung, zu Uberbaubaren
Grundsticksflachen, zur geschlossenen Bauweise usw.

Die Anderung des Bebauungsplans Blankenese 34 umfasst ausschlieRlich die Art der dort festgesetzten
Nutzung. Die anderen Festsetzungen des Bebauungsplans werden von der Planrechtsanderung nicht be-
ruhrt und gelten fort.

Die durch den Bebauungsplan festgesetzte gemischte Hauptnutzung wird durch die Plananderung daher
weder rechtlich noch tatsachlich beeinflusst. Die Plananderung bewirkt den Schutz der vorhandenen Nut-
zungen vor unerwilnschten Beeintrachtigungen durch Wettburos sowie Bordelle und bordellartige Betriebe.

Durch die Planrechtsanderung wird nicht in die Ubrigen Festsetzungen des Bebauungsplans Blankenese
34 eingegriffen.

5.3 Naturschutzfachliche Gesamtbetrachtung

Die Anderung des Bebauungsplans bereitet keine zusatzlichen Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft
vor, da das Kerngebiet bereits bebaut und entsprechend festgesetzt ist und lediglich das zulassige Nut-
zungsspektrum eingeschrankt wird. Die planungsrechtlich gesicherte gemischte Hauptnutzung bleibt wei-
terhin erhalten. Der Ausschluss von Wettbiiros sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben flihrt nicht zu
einem hoheren Flachenverbrauch, da das zulassige Maly der baulichen Nutzung nicht verandert wird.
Schutzguter werden durch die Planung daher nicht negativ beeinflusst. GemalR § 1a Absatz 3 Satz 6
BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich, wenn die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung
erfolgt sind oder zulassig waren.

6 MaRBnahmen zur Verwirklichung / Bodenordnung

Es sind keine MalRnahmen zur Bodenordnung vorgesehen.

7 Aufhebung / Anderung bestehender Bebauungspline

Der bestehende Bebauungsplan Blankenese 34 wird geandert. Bestehende Bebauungsplane werden nicht
aufgehoben.

8 Flachen- und Kostenangaben

8.1 Flachenangaben

Das von der Anderung des Bebauungsplans betroffene Gebiet ist etwa 0,2 ha groR.

8.2 Kostenangaben

Bei der Verwirklichung der Plananderung entstehen der Freien und Hansestadt Hamburg keine Kosten.



	1 Anlass und Zweck der Planaufstellung
	2 Grundlage und Verfahrensablauf
	3 Planerische Rahmenbedingungen
	3.1 Raumordnung und Landesplanung
	3.1.1 Flächennutzungsplan
	3.1.2 Landschaftsprogramm

	3.2 Rechtlich beachtliche Rahmenbedingungen
	3.2.1 Bestehender Bebauungsplan
	3.2.2 Denkmalschutz
	3.2.3 Baumschutz

	3.3 Planerisch beachtliche Rahmenbedingungen
	3.3.1 Übergeordnete Programm- und Entwicklungspläne
	3.3.2 Vergnügungsstättenkonzept

	3.4 Angaben zum Bestand
	3.4.1 Lage
	3.4.2 Gegenwärtige Nutzung / Bestand


	4 Umweltprüfung
	5 Planinhalt und Abwägung
	5.1 Art der baulichen Nutzung
	5.2 Weitere Festsetzungen
	5.3 Naturschutzfachliche Gesamtbetrachtung

	6 Maßnahmen zur Verwirklichung / Bodenordnung
	7 Aufhebung / Änderung bestehender Bebauungspläne
	8 Flächen- und Kostenangaben
	8.1 Flächenangaben
	8.2 Kostenangaben


